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Abstract: Female Suffrage in Switzerland 1848–1971. By focusing on the bela-
ted introduction of female suffrage in Switzerland, this article looks at how 
the political exclusion of half of the Swiss population was normalised. It 
argues that, notwithstanding its singularity, the Swiss case highlights some 
of the main mechanisms, practices and legitimisation strategies used to with-
hold political rights from women in modern society. The long time span 
between the introduction of male suffrage in 1848 and the introduction of 
female suffrage in 1971 raises the question of how such an exclusion could be 
maintained, particularly in the face of the tendency towards democratisation 
in the post–1945 world. Pursuing a loose chronological narrative, the author 
discusses the explanatory arguments of six types of socio-historical approa-
ches to the question. Together, they provide evidence of what was at stake for 
the official gender scripts in the debates about a reconfiguration of the con-
ception and practice of democracy.
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1. Einleitung

Die Schweiz ist stolz auf ihr politisches System, das in offiziellen Reden gern als 
„älteste Demokratie der Welt“ bezeichnet wird. Dass die Hälfte der Bürgerinnen 
und Bürger bis ins letzte Drittel des 20. Jahrhunderts daran keinen Anteil hatte, war 
zwar seit dem ausgehenden 19. Jahrhundert Gegenstand politischer Auseinander-
setzungen, das Selbstverständnis des Souveräns, seine Machtrepräsentationen und 
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seine politischen Praktiken scheint es jedoch nicht grundlegend in Frage gestellt zu 
haben. Der Beitrag befasst sich mit dieser Normalisierung von Ausschluss und fragt 
nach deren Legitimationsstrategien, -praktiken und -narrativen, bevor eine Reihe 
von strukturellen und kontextuellen Faktoren schließlich 1971 den Einschluss des 
weiblichen Geschlechts in die Schweizer aktive Staatsbürgerschaft ermöglicht hat.1 

Staatsbürgerschaft ist die wohl dominante Strukturkategorie der modernen 
Demokratien. In der hier verwendeten Definition sind damit Staatsangehörigkeit 
und Staatsbürgerrechte gemeint  – zwei unverzichtbare Bezugspunkte des moder-
nen Staates, die sein Handeln begrenzen und legitimieren. Die Staatsbürgerinnen 
und Staatsbürger bilden den Souverän oder, wenn man so will, ‚das Volk‘, das in der 
Schweiz in diesem Zusammenhang als „Stimmvolk“ bezeichnet wird. Die Schwei-
zer Demokratie hat sich rund um den citoyen, diesen mit politischen Partizipations-
rechten und der Schweizer Nationalität dotierten Bürger, konstituiert. 1848, mit der 
Gründung des liberalen Schweizer Bundesstaates, wurde für die Männer ein ‚uni-
verselles‘, zu keiner Zeit angefochtenes oder gar wieder aufgehobenes Stimmrecht 
eingeführt. 

Aus heuristischer Perspektive setzt sich Staatsbürgerschaft aus mehreren Dimen-
sionen zusammen, die kumulativ, aber nicht unbedingt inklusiv sind: Es handelt 
sich sowohl um eine Norm des öffentlichen Rechts (Staatsangehörigkeit, Nationali-
tät) als auch um einen sozialen Status (das heißt, historisch wandelbare Rechte, die 
aus der Norm abgeleitet werden, wie etwa soziale Sicherung oder diplomatischen 
Schutz durch den eigenen Staat). Staatsbürgerschaft (im umfassenden Sinne des 
englischen citizenship) vermittelt zudem im Prinzip Zugang zu einem Set politischer 
Praktiken und ist zugleich deren Produkt.2 Schließlich lässt sich Staatsbürgerschaft 
in einer ‚dichten‘ Definition überdies aus subjektiver Perspektive betrachten: Es han-
delt sich auch um einen Subjektstatus, der ein Zugehörigkeitsgefühl erzeugt.3 Von 
dieser Warte aus gesehen können die Schweizerinnen im Allgemeinen, die Feminis-
tinnen im Besonderen durchaus als aktive Staatsbürgerinnen gesehen werden, die 
sich eingebracht und für ihre Rechte gekämpft haben.4 

Was Staatsbürgerschaft konkret beinhaltet, erweist sich als historisch und kul-
turell variabel. Citizenship ist, wie Blanca Rodríguez-Ruiz und Ruth Rubio-Marín 
bemerken, nicht einfach „a container of rights“.5 Das Beispiel der Schweiz kann mei-
ner Meinung nach exemplarisch belegen, wie eng das Konzept des Bürgers und ins-
besondere die Praxis der Staatsbürgerrechte historisch mit Geschlechterkategorien 
verflochten waren. Der Ausschluss der Frauen war darin tief eingeschrieben. Und 
wenn sich die Staatsbürgerrechte dennoch allmählich geöffnet haben, so geschah 
dies nur gegen heftige Widerstände. Die Geschichte des Kampfes für das Frauen-
stimm- und Wahlrecht (in der Folge nur als Frauenstimmrecht bezeichnet) umfasst 
für die Schweiz einen deutlich größeren Zeitrahmen als jene fast sämtlicher anderer 
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Länder der Welt.6 Die Schweizer Singularität, das heißt das Festhalten an einem par-
tikulären, exklusiv männlichen Demokratieprinzip, selbst als es schon international 
anachronistisch war, vermag daher die Funktionsweise und Repräsentationsformen 
der modernen Demokratie besonders scharf zu beleuchten. 

Wie lässt sich die lange Dauer dieses Ausschlusses erklären? Der common sense 
sagt: Die Schweiz ist halt ein konservatives Land. Doch damit wird das Problem nur 
verschoben. Stattdessen ist zu fragen: Weshalb konnte sich in der Schweiz ein nahezu 
einmaliger Geschlechterkonservativismus etablieren und halten? Wie kommt es, 
dass sich die Schweiz so lange gegen das Gleichheitsprinzip aller Bürgerinnen und 
Bürger stemmte, ein Prinzip, das seit 1848 mit Artikel 4 als generisches Maskulinum 
in der Bundesverfassung figurierte („Alle Schweizer sind vor dem Gesetze gleich“) 
und das im Lauf des 20. Jahrhunderts weltweit zur Norm wurde? Ich möchte im 
Folgenden in loser chronologischer Darstellung sechs Erklärungsansätze und Deu-
tungsmuster aus verschiedenen sozialwissenschaftlich-historischen Herangehens-
weisen diskutieren.

Es dauerte 120 Jahre, bis die Schweizer Frauen dieselben Rechte erhielten, wel-
che die Schweizer Männer 1848 erhalten hatten. Dafür waren mehr als 70 Abstim-
mungen nötig – auf kommunaler, kantonaler und nationaler Ebene. Die erste über-
haupt fand im November 1900 im Kanton Bern statt. Sie betraf den Zugang der 
Frauen zu den Schulkommissionen, was der Souverän deutlich ablehnte. Erst 1959 
fand die erste eidgenössische Abstimmung statt. Zwei Drittel der (männlichen) 
Stimmbürger verwarfen die Vorlage an jenem 1. Februar. Am 7. Februar 1971 hin-
gegen sprach sich eine Zweidrittelmehrheit für die Einführung des Frauenstimm-
rechts aus. Es fehlte dabei keineswegs an öffentlichen Auseinandersetzungen. In den 
1950er Jahren führten vier Kantone Konsultativabstimmungen unter den Frauen 
durch, die alle positiv ausfielen. Die Frauenorganisationen wandten zudem vielfäl-
tige und zahlreiche Strategien an: Sie plädierten nicht nur für eine Verfassungsän-
derung, sondern schlicht auch für deren Neuinterpretation, und sie versuchten den 
Weg über die Reform der Stimmrechtsgesetzgebung, um nicht auf die schwer zu 
erhaltende Mehrheit einer Volksabstimmung angewiesen zu sein. Sie griffen auch 
zu verschiedenen politischen Praktiken: 1929 reichten sie eine Petition mit rund 
250.000 Unterschriften ein, wovon immerhin rund 80.000 von Männern stammten, 
eine Zahl, die damals für die Einreichung einer Initiative gereicht hätte. Die Eingabe 
wurde jedoch vom schweizerischen Bundesrat sang- und klanglos ‚schubladisiert‘. 
Frauenorganisationen betrieben zudem ein intensives Lobbying der Parlamenta-
rier, führten Meinungs- und Plakatkampagnen durch, hielten Vorträge und publi-
zierten Pamphlete und wissenschaftliche Publikationen. Manchmal, doch eher sel-
ten, griffen sie auch zur Provokation. Einmal streikten sogar die Basler Lehrerinnen 
zum Protest gegen die Ablehnung des Frauenstimmrechts im Jahre 1959. Außerdem 
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engagierten und exponierten sich zahlreiche Männer im Lauf des 20. Jahrhunderts 
zugunsten des Anliegens, sei es mittels parlamentarischer Motionen,7 juristischer 
Gutachten oder sogar als Präsidenten von Stimmrechtsvereinen. 

Der Beitrag profitiert vom imposanten internationalen und nationalen For-
schungsstand zur Geschichte des Frauenstimmrechts.8 Ich stütze mich zudem auf 
bildliche Quellen, auf Dutzende von Plakaten zu lokalen, kantonalen und eidgenös-
sischen Abstimmungskampagnen zum Frauenstimmrecht, die ich zu thematischen 
Serien zusammengestellt habe.9 Deren Geschlechterrepräsentationen geben Auf-
schluss darüber, was mit der durch den weiblichen Zugang zu den politischen Rech-
ten notwendigen Wiederkonfigurierung der Demokratiekonzeption und -prakti-
ken geschlechter- und machtpolitisch auf dem Spiel stand. Als meines Erachtens 
markanteste Erkenntnis  – dies sei hier vorweggenommen  – geht aus den visuel-
len Darstellungen der Abstimmungskampagnen um das Frauenstimmrecht hervor, 
dass in diesen Auseinandersetzungen um die Neudefinition des Staatsbürgers, oder 
in Schweizer Terminologie des „Stimmbürgers“, auch die Befürworterinnen und 
Befürworter sich schwer damit taten, Frauen als aktive und autonome politische 
Subjekte zu repräsentieren. 

Politische Plakate gehören zur Bildgattung der Propaganda.10 Es handelt sich um 
normativ aufgeladene Sinngebungen und Handlungsanweisungen, deren Inhalte 
oder Aussagen simplifiziert sein müssen, um vom Betrachter, der in diesem Fall 
als männlich gedacht ist,11 sofort rezipiert und kontextualisiert zu werden. Ent-
sprechend zielt ihr visueller Diskurs auf den Kern einer Argumentation oder Posi-
tion, die Polyvalenz von Bildern wird möglichst vermieden. Propagandistische Bil-
der dienen der Steuerung der Subjektivität.12 Sie sollen den Betrachter zu einem 
bestimmten Handeln animieren, und dafür mobilisieren sie häufig Emotionen. Wie 
die Betrachterin/der Betrachter ein Bild ‚liest‘, ist freilich von ihren/seinen men-
talen Dispositionen abhängig. Darauf hat bereits John Berger hingewiesen.13 Die 
Geschichtswissenschaft ist schon länger davon abgerückt, Bilder als autosemantisch 
zu verstehen, also davon auszugehen, dass sie ohne Text und Kontext verständlich 
sind. Die Sinngebung ist nicht einfach etwas Gegebenes, sondern wird sowohl durch 
die Bildproduzentinnen und -produzenten, Betrachterinnen und Betrachter herge-
stellt. Sie ist eng mit „den epistemischen Praktiken sozialer Akteure“ verschränkt.14 
Um diese zu untersuchen erweist sich eine ‚Übersetzung‘ der visuellen Diskursana-
lyse von Michel Foucault als methodologisch hilfreich. Laut Cornelia Renggli sucht 
eine solche nach Regelhaftigkeiten in Bildserien und „wie dabei Selbstverständlich-
keiten hergestellt wurden“.15 So ist etwa zu fragen, welche Motive und Bildgruppen 
„assoziativ über formale und stilistische Ähnlichkeiten miteinander in Beziehung 
gesetzt werden“ und welche Sinngebungen daraus hervorgingen.16 Dieser Ansatz 
schließt andere Analysemethoden keineswegs aus. So etwa die Segmentanalyse des 
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einzelnen Bildes, die Roswitha Breckner im Rahmen der interpretativen Soziologie 
entwickelt hat und die von den (präsentativen) Einzelelementen auf den (diskursi-
ven) Sinnzusammenhang schließt.17 Dabei ist genauso zu fragen, was darstellbar ist, 
als auch was hingegen nicht abgebildet wird. 

Mein Beitrag versteht sich nicht als eine Geschichte politischer Theorien und 
Ideen, sondern als eine Geschichte politischer Praktiken. Er konzentriert sich auf die 
Betrachtung der diskursiven Möglichkeitsbedingungen und politischen Handlungs-
kontexte der Schweizer Stimmrechtsbefürworterinnen und -befürworter. Wenn 
sich die Auseinandersetzungen um die Geschlechterordnung drehten, so handelte es 
sich ebenso um den Widerstreit zwischen verschiedenen Demokratiekonzeptionen. 
Zu Recht hat die Historikerin Anne-Sarah Bouglé-Moalic in Bezug auf den „retard 
français“ in der Einführung des Frauenstimmrechts den Standpunkt vertreten, dass 
es sich nicht nur um eine Geschlechterfrage, sondern ebenso um eine politische 
Frage handelte. Die Kategorie Geschlecht allein erkläre weder die Dauer des weib-
lichen Ausschlusses von den staatsbürgerlichen Rechten noch den Zeitpunkt ihrer 
Gewährung, es seien auch politische Faktoren zu berücksichtigen.18 Weniger über-
zeugend erscheint allerdings ihre Aussage, dass anfänglich, und zwar im 19. Jahr-
hundert, der Geschlechterfaktor dominierte, dieser jedoch im 20. Jahrhundert all-
mählich zugunsten des politischen zurückgetreten sei. Die beiden Elemente schei-
nen mir nicht trennbar. Im Gegenteil gehe ich davon aus, dass Geschlecht das Politi-
sche, wenn auch in wechselndem Ausmaß, stets durchzogen hat, als Repräsentation 
kultureller Ordnung, als Gradmesser sozialer Hierarchien, als Instrument taktischer 
Manöver, als Austragungsort politischen Handelns, als reales und symbolisches 
Machtfeld. Ich gehe dabei nicht von einer unverrückbaren Demokratiekonzeption 
aus, sondern von deren historisch situierten Ausformungen. Gängige Argumentati-
onsmuster wie die der unvermeidbaren ‚Kosten‘ der direkten Demokratie gegenüber 
einem parlamentarischen System, der Ursprung der Schweizer Demokratie in der 
Landsgemeinde und die prägende Rolle des Konzepts des „Bürger-Soldaten“ müs-
sen demnach problematisiert und historisiert werden. In der Tat gilt es dabei die 
Erklärungen der historischen Akteurinnen und Akteure kritisch zu befragen, sie 
auf ihren historischen Kontext zurückzuführen und als Ergebnis von politischen 
Kräfteverhältnissen zu lesen, statt sie unkritisch zu übernehmen und damit die Pro-
dukte der Geschichte zu naturalisieren. Der Frühneuzeithistoriker Olivier Christin 
hat kürzlich darauf hingewiesen, dass es keine lineare Geschichte des Stimmrechts 
geben kann.19 Man findet keinen allgemeinen Sockel der Demokratie, der sich all-
mählich und regelmäßig entfaltet, um stets neue Kategorien von Aktivbürgern zu 
erfassen, von den Armen über die Frauen bis hin zu bestimmten Ausländergruppen. 
Die Auseinandersetzungen um das Frauenstimmrecht in der Schweiz zeigen das in 
aller Deutlichkeit: Wer wann wie mitreden darf, ist letztlich eine Frage von politi-
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schen Kräfteverhältnissen und etablierten Machtpositionen, die erst dann aufgege-
ben werden, wenn ihnen die Legitimationsbasis abhanden gekommen ist oder sie 
nicht mehr funktional sind. 

2. Der Effekt soziokultureller Konstrukte

Das von der Geschlechterforschung wohl am intensivsten erforschte Legitimations-
muster betrifft die seit der Aufklärung unterschiedlichen diskursiven Funktions- 
und damit Statuszuschreibungen an Frauen und Männer.20 Auch für die Schweiz 
gilt: Die angeblich natürliche Geschlechterdifferenz und -ordnung zieht sich argu-
mentativ sowohl im 19. als auch im 20. Jahrhundert durch sämtliche Auseinan-
dersetzungen um das Frauenstimmrecht. Trotz aller intellektuellen Kunststücke 
und rhetorischen Nuancen erweisen sich die Stellungnahmen im Grunde als sim-
pel. Sie drehen sich stets um die Definition der jeweiligen gesellschaftlichen Rol-
len von Frauen und Männern, ihre angeblich biologischen Differenzen und die dar-
aus abgeleitete Staats- und Familienkonzeption. „Womanhood itself is a disqualifi-
cation for citizenship.“21 Wie Carole Pateman festgestellt hat, wurde Weiblichkeit 
selbst zum Faktor der Exklusion aus der Politik. Die Einführung des angeblich uni-
versellen Stimmrechts 1848 basierte auf der Prämisse, dass im Prinzip alle Männer 
zur Ausübung politischer Rechte fähig seien, alle Frauen hingegen nicht.22 Von den 
zwei Restriktionskriterien für die politischen Rechte (Vermögen und Fähigkeit), die 
Karl Braunias in seiner vergleichenden Untersuchung der parlamentarischen Sys-
teme Europas erwähnt, lehnten die Schweizer Verfassungsgeber das Zensuswahl-
recht ab.23 Hingegen, so kann man sagen, blieb bis 1971 de facto ein „Kapazitäts-
wahlrecht“ auf der Basis von Geschlecht in Kraft. 

Legitimationsstrategisch wirkte hinter dieser Exklusion die Biologisierung und 
damit einhergehend die Naturalisierung der Geschlechterdifferenz. Doch woran 
misst man die ‚weibliche Natur‘? Gemäß der Sprache der gegnerischen Abstim-
mungsplakate zeigte sich Weiblichkeit primär in der Mutterschaft, eine gesellschaft-
liche Funktion, die mit der Ehe einherging und die keine weitere Beschäftigung 
neben sich duldete. Der Schritt in die Politik führte daher zu schlechten Müttern. 
(Abb. 1–3) 

Mutterschaft erforderte zudem von den Frauen andere Qualitäten als jene der 
Politik. In Verbindung mit einer gewissen, biologisch bedingten Schwäche offen-
bar emotionaler Art folgte daraus für die Gegner, dass die Frauen vor der Politik 
geschützt werden müssten, denn sie würden deren Anforderungen nicht standhal-
ten. Die Frau galt intellektuell als fragil, denn, weniger rational als der Mann, sei 
sie durch die politischen Parteien sehr viel leichter beeinflussbar. (Abb. 4–6) Poli-
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Abb. 1–3: Die Plakate stammen aus lokalen Abstimmungen aus den Jahren 1920 (Abb. 1, Basel 
und Zürich, Plakatsammlung Museum für Gestaltung Zürich) sowie aus dem Jahr 1946 (Abb. 2, 
vom Basler Graphiker Donald Brun, Graphische Sammlung, Schweizerische Nationalbibliothek 
und Abb. 3, Plakatsammlung Museum für Gestaltung Zürich vom Zürcher Graphiker Hugo 
Laubi, der zahlreiche Plakate für die Bauern-, Gewerbe- und Bürgerpartei zeichnete). Mit un-
terschiedlich drastischen Bildern und mehr oder weniger abstrakten Assoziationsketten kommu-
nizieren sie die Botschaft, dass Politik für Frauen mit der Vernachlässigung und Verwahrlosung 
der Kinder einhergeht, Mutterschaft und Stimmbürgerschaft also nicht kompatibel sind. (Der 
Text von Abb. 3 lautet: „Mutter, wann kommst du heim?“) Rot ist prominent und strategisch 
eingesetzt, nicht nur ist es die Farbe der Nein-Parole, rot unterstreicht auch jeweils das zentrale 
sprachliche respektive visuelle Motiv: „Die Mutter treibt Politik“, den von einer Fliege besetzten, 
unreinen Schnuller, das Kleid des vernachlässigten Mädchens. 

Abb. 4–6: Abb. 4 und 5 zu kantonalen Abstimmungen in Genf 1940 und 1946 stammen vom 
rechtsradikalen Graphiker Noël Fontanet (Bibliothèque de Genève). Abb. 6, anonym, stammt 
vom Basler Frauenkomitee gegen das Frauenstimmrecht anlässlich der eidgenössischen Ab-
stimmung von 1959 (Museum für Gestaltung, Zürich). Allen drei gemein ist die Aussage, dass 
Frauen durch die Politik, respektive durch Parteien in ihrer Integrität gefährdet seien. 
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tik ginge daher bei Frauen mit dem Verlust der Weiblichkeit einher. Politisierende 
Frauen würden vermännlicht werden. Das sei schließlich auch der Grund, weshalb 
sehr viele Frauen das Stimmrecht gar nicht wollten. (Abb. 7)

Abb. 7: Kanton Bern 1968. Interessant ist die Verknüpfung von Modernität, Eleganz und Urbani-
tät durch die modische Kleidung der jungen Frau mit dem damals schon nicht mehr mehrheits-
fähigen Postulat gegen das Frauenstimmrecht. Die Abstimmung verlief mit 52,1 % Ja-Stimmen 
positiv. Waren 1959 die Kantone Waadt und Neuchâtel mit der Annahme des Frauenstimm-
rechts vorausgegangen, folgte 1966 Basel-Stadt als erster Deutschschweizer Kanton. (Graphische 
Sammlung, Schweizerische Nationalbibliothek, Bern) 

Wie auch immer: Irgendwie resultierte aus diesem Denkschema mit großer Regel-
mäßigkeit der Schluss, die ‚weibliche Natur‘ sei mit der staatsbürgerlichen Partizi-
pation inkompatibel. Mit der Illustration der Varianten dieses Narrativs ließen sich 
Bände füllen, weshalb wir es hier – auch angesichts des breiten Forschungsstands – 
bei einem knappen Resümee der Logik, wonach die (zugeschriebene) Funktion 
Recht(e) bedingt habe, bewenden lassen können.24 Die vermeintlich natürliche 
Geschlechterdifferenz ließ den Bundesrat 1957 in seiner Botschaft zum Frauen-
stimmrecht in der Schweiz zu einer verwickelt vorsichtigen Semantik greifen, in der 
Pro-Argumente inhaltlich eher der Kontraseite zudienten. So erklärte die oberste 
Landesbehörde den „imbecillitas sexus“, den „physiologischen Schwachsinn der 
Frau“ zwar als überholt, suggerierte aber, dass es immer noch offen sei, ob die nach 
wie vor bestehenden Geschlechterdifferenzen nicht auch einen unterschiedlichen 
politischen Status rechtfertigen würden: 

„[Es] fragt sich, ob nicht die verbleibenden Unterschiede zwischen Frau und 
Mann so erheblich sind, dass der Ausschluss der Frau vom Stimmrecht auch 
weiterhin mit dem Grundsatz der Rechtsgleichheit vereinbart werden kann, 
und ob nicht Rücksichten auf das Wohl der Gesamtheit der verlangten Neu-
erung selbst dann entgegenstehen würden, wenn diese unter dem Gesichts-
punkt der Rechtsgleichheit und der Gerechtigkeit begründet wären.“ 25 



22 ÖZG 26 | 2015 | 2

Solche und andere gouvernementale Positionierungen in der erwähnten Botschaft 
(nicht zuletzt die Tatsache, dass zuerst die Gegenargumente und erst dann die Pro-
Argumente aufgeführt werden) sind vor allem aufgrund ihres Zeitpunkts, Mitte des 
20. Jahrhunderts, erstaunlich. Historisch handelt es sich aber um gewichtige Argu-
mente, insofern als sie unbestreitbar die Überzeugung einer Mehrheit zum Ausdruck 
brachten, wenn sie auch schon im 19. Jahrhundert nicht unwidersprochen geblieben 
waren. Der komparatistische Blick zeigt, dass es sich dabei nicht um einen Schwei-
zer Sonderfall handelt. Dualistische Geschlechterkonzepte boten zwar antifeminis-
tischen Gruppierungen und Vereinigungen schlagkräftige Parolen,26 die Besonder-
heit des helvetischen „Falls“ erhellen können sie aber nicht. Die Frage ist vielmehr, 
weshalb in anderen Ländern solche Differenzargumente längst ihren Realitätseffekt 
auf die politischen Rechte verloren hatten und offiziell delegitimiert waren, während 
sie in der Schweiz noch lange Wirkung zeitigten. Dazu nehmen wir nun die ereig-
nisgeschichtliche Perspektive ein. 

3. Der Opportunitätsfaktor Krieg 

Anders als im Fall der beiden Nachbarländer Frankreich und Italien, die 1944 res-
pektive 1945 mit der Rückkehr zur Demokratie als beinahe letzte große Länder 
Europas das Frauenstimmrecht einführten, lebten nach den Worten der Journalistin 
und Frauenrechtlerin Elisabeth Thommen die Schweizerinnen weiterhin als „Bür-
ger zweiter Ordnung, […] staatlich unter dem Diktat der Männer“.27 Der Übergang 
in die Nachkriegszeit verlief in der Schweiz nahezu reibungslos. Es bestand kei-
nerlei Notwendigkeit, eine neue politische Macht symbolisch zu stabilisieren oder 
dank dem vermeintlichen Konservativismus der Frauen neue Mehrheiten durch die 
Erneuerung des Staatsbürgerpakts zu schaffen.28 Den Hoffnungen der Stimmrechts-
befürworterinnen zum Trotz etablierte sich nach dem Krieg unter dem Konstrukt 
der „Geistigen Landesverteidigung“ eine dezidiert konservative Orientierung, in der 
die Haltung prädominierte, die Schweiz habe den Krieg unbeschadet überlebt, weil 
sie sich gegenüber dem Ausland „eingeigelt“ habe.29 

Es scheint paradox, dass ausgerechnet in der kriegsverschonten Schweiz, in der 
die Männer nicht hatten kämpfen müssen, nach dem Zweiten Weltkrieg die nor-
mative Männlichkeit vermehrt mit Soldatentum assoziiert wurde.30 Die (von der 
Geschichtswissenschaft heute widerlegte) Vorstellung war, der Erhalt der Unabhän-
gigkeit des Landes und des bestehenden demokratischen Systems sei dem obligato-
rischen Militärdienst geschuldet, den die Männer mit der Mobilisation geleistet hat-
ten.31 Politisch war dies durch den Konsens der späten 1930er Jahre vorbereitet wor-
den, der nun auch die Sozialdemokratie umfasste und die Integration der Armee 
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in die demokratische Gesellschaft förderte.32 Nach dem Krieg begünstigten zudem 
vielfältige erinnerungspolitische Initiativen zur Heroisierung der Armee die Korre-
lation von Stimmrecht und Militärpflicht, respektive die Fähigkeit, Waffen zu tra-
gen.33 

Damit wurde die Denkfigur populär, das Schweizer Stimmrecht sei schon immer 
ein Korrelat der Wehrpflicht gewesen. Auch aus der erwähnten Bundesratsbotschaft 
von 1957 zur Einführung des Frauenstimmrechts geht dies deutlich hervor. Die 
Regierung entwickelte darin eine historische Erklärung für den weiblichen Aus-
schluss von den politischen Rechten. Laut Bundesrat gründete die Schweizer Demo-
kratie auf der Tradition der Landsgemeinde, und an dieser dürften nur jene Bürger 
teilnehmen, die fähig seien, eine Waffe zu tragen. (Abb. 8)

Abb. 8: Landsgemeinde Appenzell Innerrhoden, negative Abstimmung über die Einführung des 
Frauenstimmrechts in Schul- und Kirchgemeinden [sic!], 26. April 1970. Die Inszenierung des 
Fotografen ist offensichtlich darauf bedacht, die weibliche Diskriminierung ins Bild zu setzen. 
Ältere Aufnahmen thematisieren hingegen eher die Ernsthaftigkeit, mit der die Teilnehmer sich 
den politischen Geschäften widmen und unterstreichen dabei Politik als männliche Performanz, 
aber auch vermutlich ungewollt, die Homosozialität dieser politischen Praktik. (Foto Keystone)

Mit oder ohne expliziten Bezug zur Wehrpflicht wurde immer wieder die Erklä-
rung eines mittelalterlichen Ursprungs der modernen Schweizer Demokratie vor-
gebracht. Selbst die langjährige Präsidentin der Association vaudoise pour le suffrage 
féminin und erste Schweizer Rechtsanwältin, Antoinette Quinche, bezog sich 1954 
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in der Revue française de science politique wie selbstverständlich auf die Landsge-
meinde: 

„Les difficultés particulières auxquelles se heurtent les femmes suisses sont 
dues sans aucun doute au régime de démocratie directe […]. Ce régime est 
de tradition dans le pays.“ Und weiter: „Et lorsque, en 1848 la Confédération 
suisse se transforma en un Etat fédératif, la première constitution fédérale 
adopta tout naturellement la démocratie directe.“34 

Die Erklärung ist historisch gleich mehrfach falsch. Erstens vollzog sich der weib-
liche Ausschluss von den politischen Rechten Jahrzehnte vor der Einführung der 
direkten Demokratie in der Schweiz. 1848 sprachen sich die Radikalen und Libe-
ralen auf nationaler Ebene just nicht für eine direkte Demokratie aus. Sie optier-
ten explizit für eine parlamentarische Demokratie, eine repräsentative Demokra-
tie, die allen männlichen Bürgern offen stand, die aber allen Staatsbürgerinnen ver-
schlossen bleiben sollte.35 Die direktdemokratischen Instrumente Referendum und 
Volksinitiative wurden erst 1874 respektive 1891 eingeführt. Zweitens erweist sich 
auch das Kontinuitätsargument von der Tradition der Landsgemeinde, an der nur 
die waffenfähigen Männer teilnahmeberechtigt waren, und deren angeblich identi-
tätsstiftende Funktion für die moderne Schweizer Demokratie als diskursives Kon-
strukt, an dem die Regierung partizipierte. Sie aktualisierte und akzentuierte damit 
nach dem Zweiten Weltkrieg eine konservativ-patriarchale Nationskonzeption, die 
das Schweizer demokratische System allein auf die Tradition weniger Innerschwei-
zer Kantone zurückführte, welche die politische Einrichtung der Landsgemeinde 
kannten, während die politischen Praktiken der urbanen und lateinischen Kantone 
ignoriert wurden. Schließlich wurde damit ein Modell erfunden, das es in Wirk-
lichkeit in der Schweiz des Bundesstaats gar nie gegeben hatte: Kein männlicher 
Bürger wurde je wegen Dienstuntauglichkeit seiner politischen Rechte enthoben.36 
Der vermeintlich traditionelle Ursprung der schweizerischen Demokratie erweist 
sich folglich als Diskurseffekt der Militarisierung der schweizerischen Gesellschaft 
in den Jahren rund um den Zweiten Weltkrieg – eine Militarisierung, die über die 
Kriegsjahre hinaus in die Zeit des Kalten Kriegs reichte. Diese Entwicklung war für 
die Stimmrechtsaktivistinnen denkbar ungünstig. Sie verstärkte die weit verbreitete 
Überzeugung, das politische System der Schweiz sei einzigartig und unvergleichbar. 

4. Die Unvergleichbarkeit der Schweizer Demokratie 

Mit der zunehmenden Anzahl der Länder, die nach 1918 und insbesondere nach 
1945 im Zuge eines europaweiten Demokratisierungsschubs das Frauenstimmrecht 
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einführten, drängte sich Zeitgenoss/inn/en der Vergleich der Schweiz mit anderen 
Staaten auf. Feministinnen setzten ihre Hoffnung in die statutarische Festschrei-
bung des Gleichberechtigungsgrundsatzes durch die UNO in der Charta von San 
Francisco 1945. Die bereits zitierte Elisabeth Thommen stellte empört fest: „Diese 
Abschnitte [der Charta] werden in unserer Presse souverän – wozu wäre man sonst 
der Souverän! – überlesen.“37 Dazu passt, dass die Schweizer Regierung schließlich 
auf multilateraler Ebene den politisch isolationistischen Weg wählte und auf einen 
UNO-Beitritt verzichtete.38 Das war ein Sieg des Sonderfalldenkens gegen den Uni-
versalismus, ein Sieg, der gleichzeitig die Idee der Unvergleichbarkeit des Schwei-
zer demokratischen Systems stärkte und den Gegnern des Frauenstimmrechts 
argumentativ in die Hände spielte. Der Topos war nicht neu. Zitieren wir hier bei-
spielhaft Bundesrat Heinrich Häberlin, Vorsteher des Eidgenössischen Justiz- und 
Polizeidepartements, der am 6. April 1930 in einem Vortrag auf der Davoser Hoch-
schultagung meinte: 

„Wir können aber, wenn wir die Frage nach dem Frauenstimmrecht gene-
rell, ohne Rücksicht auf besonders gelagerte Fälle, stellen, nicht genug beto-
nen, dass wir eben die Stimmabgabe so ins Auge fassen müssen, wie sie bei 
uns praktiziert wird. Wir dürfen unmöglich einfach andere Länder kopieren, 
sondern müssen unter Umständen sogar das Risiko auf uns nehmen, unmo-
dern zu sein.“39 

Nach dieser Sichtweise legitimierten die etablierten und außerordentlichen demo-
kratischen Partizipationspraktiken der Schweiz die demokratiepolitische Ausnah-
meregelung für das weibliche Geschlecht. Die positive Konnotation des „Sonder-
falls“ begann erst in den 1960er Jahren im Kontext eines allgemeinen – nicht nur 
schweizerischen – gesellschafts- und außenpolitischen Wandels zu schwinden. In 
Zeiten der Mitwirkungsansätze der Schweiz bei der Europäischen Freihandelsassozi-
ation, ihres Vollbeitritts in den Europarat 1963 und der Anfänge der staatlichen Ent-
wicklungszusammenarbeit mit der Schaffung des Dienstes für technische Zusam-
menarbeit zur finanziellen und technischen Unterstützung der Dritten Welt 1961 
konnte es den Schweizer Behörden nicht mehr gleichgültig sein, welches Image die 
Schweiz im Ausland hatte. So meinte der Vorsteher des Eidgenössischen Politischen 
Departements (der Schweizer Außenminister), Friedrich Traugott Wahlen, Ende 
1965 in einem Schreiben an eine Frauenstimmrechtsgegnerin, „durch die Berichte 
meiner Botschaften, durch das Lesen der ausländischen Presse, durch Gespräche 
mit wichtigen Besuchern weiß ich, in welchem Masse das Fehlen des Frauenstimm-
rechtes und die Ausnahme-Artikel40 dem Ansehen unseres Landes abträglich sind. 
Da nützt alles Erklären unserer besonderen Verhältnisse nichts“.41 Er folgerte, „im 
Gegensatz zu manchem anderen Sonderfall können wir […] auf diesen Sonderfall 
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Schweiz nicht stolz sein“.42 Selbst für diesen Vertreter der Bauern-, Gewerbe- und 
Bürgerpartei (BGB) (heute Schweizerische Volkspartei, SVP) im Bundesrat konnte 
die Schweiz ab der zweiten Hälfte der 1960er Jahre nicht mehr als internationales 
demokratiepolitisches Modell gelten, solange den Frauen die politische Gleichbe-
rechtigung als Stimmbürgerinnen verweigert wurde.43 

Allerdings schien es noch Mitte 1968 (im „Jahr der Menschenrechte“) so, als ob 
Worte und Taten auseinanderklafften. Der Bundesrat war nämlich bereit, die Euro-
päische Menschenrechtskonvention mit einer Reihe von Vorbehalten zu unterzeich-
nen, was den Status quo in Sachen Frauenstimmrecht bedeutet hätte. Nach verschie-
denen Zwischenspielen legte der Bundesrat Ende 1969 schließlich dennoch seine 
Botschaft zur Einführung des Frauenstimmrechts vor. Im Februar 1971 stimmten 
zwei Drittel der Stimmbürger zu. Dass es dazu kam, ist ein Stück weit auch das Ver-
dienst der Neuen Frauenbewegung, welche die offizielle Feier zum 75jährigen Jubi-
läum des Zürcher Stimmrechtsvereins Ende 1968 provokativ gestört und damit alte 
Kämpferinnen zu neuen Aktionsformen animiert hatte. Ihr „Marsch nach Bern“ 
(eigentlich eine Demonstration auf dem Bundesplatz) im März 1969, von heftigen 
internen Diskussionen begleitet und von einem Teil des Schweizerischen Verbandes 
für Frauenstimmrecht abgelehnt, hatte große mediale Aufmerksamkeit sowie viel 
Goodwill in der Bevölkerung erregt. 

5. Die Handlungsmöglichkeiten und der Impakt sozialer Bewegungen 

Seitens der Politikwissenschaft wird immer wieder darauf hingewiesen, dass das 
politische System der Schweiz besonders wandlungsresistent ist. Politische Reform-
kräfte haben es schwer. Dies bekamen auch die Aktivistinnen für das Frauenwahl-
recht zu spüren. Der Föderalismus fragmentierte ihren politischen Handlungsraum 
und limitierte ihre Mobilisierungskapazität.44 Dazu kam, dass die Gefahr eines Refe-
rendums auch seitens der Parteien und der kantonalen wie der föderalen Regierun-
gen den Reformwillen bremste. 

In der Tat blieb die Zahl der Aktivistinnen klein. Der Frauenstimmrechtsver-
band zählte nie mehr als einige Tausend Mitglieder, was in etwa 0,3 bis 0,4 Prozent 
der erwachsenen Schweizerinnen entsprach.45 Hinderlich waren auch die sprach-
lichen, konfessionellen, kulturellen und weltanschaulichen Differenzen und Spal-
tungen innerhalb der Frauenbewegung, etwa in der Frage, ob das Stimmrecht inte-
gral oder partiell sein solle, ob Frauen zuerst mehr Pflichten für Öffentlichkeit und 
Staat erfüllen sollten, bevor sie Rechte fordern durften, oder ob – im Gegenteil – die 
politischen Rechte durch die auch von Frauen erfüllten staatsbürgerlichen Pflich-
ten, etwa als Steuerzahlerinnen, begründet würden, und sogar in der Frage, ob das 
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Stimmrecht anfänglich nach meritokratischen Kriterien den gebildeten Frauen vor-
behalten werden sollte. 

Der normative Rahmen, in welchem die Schweizer Vertreterinnen des Frau-
enstimmrechts ihre politischen Kampagnen führten, ist sowohl diskursiv als auch 
praktisch als äußerst restriktiv zu bezeichnen. In der kleinräumigen und dezentrali-
sierten Schweiz schien die öffentliche Ordnung bis in die 1960er Jahre sehr schnell 
einmal gestört. Gewisse Aktionsformen wurden kaum toleriert. Dieser enge Rah-
men färbte auf die Art des politischen Aktivismus ab. Streiks und laute, ungeord-
nete, ja gewalttätige Demonstrationen wurden in der Regel gesellschaftlich stigmati-
siert und nicht selten mit Polizeigewalt unterdrückt. Die Frauenbewegung bediente 
sich entsprechend bei ihren Auftritten einer moderaten Sprache und verzichtete, 
von wenigen Ausnahmen abgesehen, vor allem zwischen den 1930er und 1950er 
Jahren auf unkonventionelle oder gar radikale Aktionen. So reichten die Bernerin-
nen am 17. Mai 1945 vermutlich als Zeichen ihres Patriotismus eine Petition mit 
50.000 Unterschriften für die Einführung des Stimmrechts in Begleitung von Trach-
tenfrauen ein. Und die Zürcher Frauenzentrale, einer der größten lokalen Dachver-
bände von Frauen, lehnte Demonstrationen, Umzüge oder sogar Streiks kategorisch 
ab. Eine Ausnahme machte die Zürcher Frauenzentrale erst bei den ab 1959 durch-
geführten Fackelzügen zum Frauenstimmrecht. Noch 1954 rief sie sogar zur Ableh-
nung der Initiative der Partei der Arbeit (PdA), wie sich die Kommunistische Partei 
der Schweiz nach dem Zweiten Weltkrieg nannte, auf, da sie von der falschen Seite 
komme. Die PdA hatte das Frauenstimmrecht auf Kantons- und Gemeindeebene 
verlangt.46 Mit wachsender Hochkonjunktur, zunehmender weiblicher Erwerbs-
beteiligung und allmählichem soziokulturellem Wandel ab Ende der 1950er Jahre 
begannen sich die Modi der oppositionellen politischen Aktionen zu radikalisie-
ren. Der Basler Lehrerinnenstreik am 3. Februar 1959 als Protest gegen die Ableh-
nung des Frauenstimmrechts bei der ersten eidgenössischen Abstimmung ist ein 
Beispiel dafür. Die Aktion enthielt sich zwar kämpferischer Streikpraktiken und die 
Beteiligten blieben an besagtem Tag diskret zuhause beziehungsweise beließen sie 
es bei einer gemeinsamen öffentlichen Erklärung, lösten aber nicht minder heftige 
Reaktionen aus. Gleichwohl brachten sie auch die Diskussion um die zu jenem Zeit-
punkt längst schon demokratiepolitische Anomalie und eine gewisse Radikalisie-
rung der Frauenbewegung in Gang.47 Im Lauf der 1960er Jahre erweiterte sich das 
Handlungsrepertoire der Frauenbewegung, die Protestformen und die Sprache wur-
den offensiver. Doch erst das Entstehen der Neuen Frauenbewegung sprengte die 
eng begrenzten Handlungsformen und Spielräume von Protestbewegungen in der 
Schweiz. Anlässlich des „Marsches auf Bern“ sind auf Fotos sogar elegante ältere 
Damen mit Trillerpfeifen zu sehen oder Frauen, die in wenig damenhafter Art ein-
fach durch die Finger pfeifen! (Abb. 9)48
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6. Die Performanz von Männlichkeit in der Schweizer Demokratie 

Wenn vorhin von einer demokratiepolitischen Anomalie gesprochen wurde, so 
reflektiert diese Aussage einen modernen gleichstellungspolitischen Standpunkt, 
nicht aber die Sicht einer Mehrheit der historischen Akteure auf die schweizerische 
Demokratie. Anders als in anderen Ländern erschienen die Gegner des Frauen-
stimmrechts nicht als Gegner der Demokratie. Die Demokratie war in der Schweiz 
mit der Gründung des Bundesstaats vergleichsweise früh etabliert. Zu ihren Grund-
festen zählte das ‚allgemeine‘ Stimmrecht, das wie selbstverständlich Männer inklu-
dierte und Frauen exkludierte. Männlichkeit und politische Rechte waren seit 1848 
eng korreliert. Damit entfiel in der Schweiz (wie auch in Frankreich) für Männer die 
Notwendigkeit von Allianzen mit der Frauenbewegung, um für ihr eigenes Stimm- 
und Wahlrecht zu kämpfen.49 

Die politischen Rechte waren für die Männer vorhanden und zudem im Ver-
gleich zu anderen Ländern mit ‚Mehrwert‘ dotiert. Die direkte Demokratie auf 
Gemeinde- und ab 1874 mit dem Referendums- und 1891 mit dem Initiativrecht 
auch auf Bundesebene machte die Schweizer Demokratie im Selbstverständnis der 
Zeitgenossen zu etwas Besonderem, sie war symbolisch sozusagen mehrfach hoch 
bedeutsam. Während in anderen Ländern die Macht bei den Parlamentariern, bei 
den Volksvertretern läge, gehöre sie in der Schweiz wirklich dem Volk  – so der 

Abb. 9: Der „Marsch auf Bern“ mit Pfeifkonzert vor dem Bundeshaus, Frühling 1969.48
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Tenor. Die Schweizer staatsbürgerlichen Rechte waren nicht nur anspruchsvoller als 
anderswo, sie umfassten auch mehr Entscheidungs-, also Machtbefugnisse. 

Dem weiblichen Geschlecht dieselben Rechte zuzugestehen bedeutete folg-
lich Macht abzugeben. Wie Alois Grendelmeier, der Vertreter des Landesrings der 
Unabhängigen, 1951 in einer vorberatenden Nationalratskommission klipp und klar 
sagte: „Es gibt nur einen einzigen Grund gegen das Frauenstimmrecht zu sein – aus 
Angst Macht zu verlieren.“50 Weibliche Macht im Bereich des Politischen, das illus-
trieren zahlreiche Plakate, wurde als Bedrohung erlebt. Zeigten die frühen Bilder 
noch hässliche ‚Mannweiber‘, wurden sie später abstrakter. Die visual literacy der 
Betrachter hatte sich offenbar erhöht. 1946, bei den Abstimmungen in Zürich und 
Basel-Stadt, genügte es, zusätzlich zum eindeutigen Text einen Teppichklopfer vor 
dunklem Hintergrund zu zeigen. (Abb. 10) Kleininserate waren weniger subtil, wie 
die von der kommunistischen Partei der Arbeit gesammelte Propaganda zur Basler 
Abstimmung von 1946 zeigt: eine Seite, die sie ihren „verehrten Lesern und Leserin-
nen“ dringend empfahl, sorgfältig „für unsere Nachkommen“ als „äußerst interes-
santes, doch unverständliches Kulturdokument aus der Zeit ihrer Urahnen“ aufzu-
bewahren. So heißt es dort zum Beispiel: „Nur im Hosensack die Faust kannst Du in 
Zukunft machen, wenn Du jetzt der Urne fern bleibst!“ Denn in Basel lebten 16.000 
Frauen mehr als Männer. Ein weiteres Inserat machte mit der rhetorischen Frage 
„Wollen wir den Frauen gleich auch die Mehrheit geben?“ die Folgen dieses Geset-
zes der Zahl deutlich.51 

Wie Ben Griffin für Großbritannien gezeigt hat, wurde Männlichkeit nicht nur 
durch den Ausschluss von Frauen von den Orten des Politischen hergestellt, son-
dern auch performativ durch die politische Praxis selbst.52 War im viktorianischen 
England das Parlament der institutionelle Ort des Politischen, beschränkte sich die-
ser in der Schweiz nicht auf die national- und ständerätliche Bühne. Die Performanz 

Abb. 10: Abstimmungen Zürich und Basel-Stadt 1946. (Anonym, Auftraggeberin: Kantonal-
Zürcherisches Komitee gegen das Frauenstimmrecht, Museum für Gestaltung Zürich)
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von Männlichkeit im staatsbürgerlichen Handeln stand grundsätzlich allen Schwei-
zer Männern offen. Der sonntägliche Urnengang bestätigte jeweils jedem Schweizer 
Mann sein Geschlecht. Während Frau und Kinder draußen warteten (oder zuhause 
blieben), konnte der Mann über die Geschicke des Staates mitentscheiden und 
danach diesen staatsbürgerlichen Akt mit anderen Männern begießen. 

Der unmittelbarste Ort des politischen Handelns war nach 1848 aber die Gemein-
deversammlung. Sie war auch der Ort, wo sich die politischen (wie auch andere) 
Interessen der sozialen Gruppen und Individuen, die sozialen Hierarchien und 
die lokalen Kräfteverhältnisse am unmittelbarsten äußern durften. Die Gemeinde 
stellt einen politisch-sozialen Raum dar, in welchem die partikulären Interessen im 
Unterschied zu übergeordneten politischen Ebenen deutlich weniger allgemeinen 
strategischen Zielen folgen, sondern sehr direkt, kaum mediatisiert zum Ausdruck 
kommen.53 Die soziale Ordnung ist darin nahezu eins zu eins gespiegelt: Männer, 
auch wenn sie nicht alle gleichgestellt sind, gehören dazu, Frauen nicht. Eine Öff-
nung gegenüber zusätzlichen, neuen Interessen wie eben jenen der Frauen stößt 
dabei auf harten Widerstand. (Abb. 11)

Abb. 11: Paul Senn (1901–1953): Gemeinderatssitzung von Walterswil (Emmental) 1938.
(Bernische Stiftung für Fotografie, Film und Video, Kunstmuseum Bern, Depositum Gottfried 
Keller-Stiftung. Copyright Gottfried Keller-Stiftung, Bern)
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Es stellt sich die Frage, ob sich der Schweizer „Sonderfall“ also letztlich auf 
das konservative Stimmvolk an der Basis und auf die direkt-demokratischen poli-
tischen Praktiken in den Kantonen zurückführen lässt. Ganz so ist es nicht. Die 
Regierung und das eidgenössische Parlament haben sich kaum frauenfreundlicher 
gezeigt.54 Dasselbe gilt für das Bundesgericht. Keine dieser zentralen Gewalten war 
je bereit, auf den Vorschlag einer Neuinterpretation der Verfassung einzugehen oder 
die Gesetzgebung zu den staatsbürgerlichen Rechten im Sinne der Gleichheit zu 
modifizieren.55 Der schweizerische Bundesrat ließ sich sogar über 30 Jahre Zeit, um 
den von zwei Parlamentariern 1918 geforderten Bericht zum Frauenstimmrecht zu 
produzieren. Und als dieser Bericht dann 1951 endlich vorlag, umfasste er ganze 
fünfzehn Seiten und resümierte, dass es noch zu früh sei, „um über die materielle 
Frage zu entscheiden, ob das Frauenstimm- und Wahlrecht einzuführen“ sei.56 Die 
Landesregierung schob die Verantwortung in dieser Frage gar den Kantonen und 
Gemeinden zu. Sie sollten als erste das Frauenstimmrecht einführen. 

Zur sozialräumlich exklusiv gedachten Geschlechterordnung des Politischen 
gehörte eine hierarchische Sichtweise der familiären Sphäre mit dem Mann als 

Abb. 12: Abstimmungsplakat Neuchâtel 1919 von A. Maurer (Abstimmung vom 29. Juni, die 
erste in der Schweiz zur Einführung des „integralen“ Frauenstimmrechts, d. h. einer vollen po-
litischen Gleichstellung). Das in düsterem Braun und Schwarz gehaltene Plakat im Comicstil 
gibt keine verschriftlichte Abstimmungsparole, macht jedoch die behaupteten Gefahren einer 
Annahme des Frauenstimmrechts bildlich überaus deutlich. Der sichtlich überforderte Vater mit 
dem Kleinkind und den zwei weinenden Knaben im Vordergrund zeigt drastisch „Ce qu’on ris-
que“ – „Was uns [Männern] droht“. Die missliche Lage des Vaters wird durch die Kontrastierung 
mit der glücklichen Familie im Ist-Zustand („Ce qu’on a“ – „Was wir haben“) unterstrichen. Das 
kleine Bild auf der linken Seite zeigt zudem, welcher Frauentypus den Männern mit der An-
nahme des Frauenstimmrechts droht. (Bibliothèque de la Ville de la Chaux-de-Fonds, collection 
iconographique, AF-D567)
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Abb. 13: Mit seiner Argumentation, dass Pflichten auch Rechte nach sich ziehen müssen, stellt 
das Plakat der Association genevoise pour le suffrage féminin aus dem Jahr 1940 eine der weni-
gen diesbezüglichen Ausnahmen dar. (Pierre Chavannes, Graphische Sammlung, Schweizerische 
Nationalbibliothek, Bern)

Familienoberhaupt, entsprechend dem schweizerischen Zivilrecht zwischen 1912 
und 1987. In den Augen der Gegner war mit dem Zutritt der Frauen zur Politik eine 
Störung der Familienordnung zu erwarten. Die Kampagnenplakate sprechen dies-
bezüglich eine deutliche Sprache: Das Frauenstimmrecht werde die Geschlechter-
rollen umkehren, so das erste bekannte Abstimmungsplakat von 1919 aus dem Kan-
ton Neuenburg. (Abb. 12) 

Es dürfte sich um die einzige Darstellung eines Mannes in einer Kinder betreu-
enden Funktion, eines leidenden, überforderten Vaters, handeln. Später verzichtete 
man auf eine derart direkte Darstellung von umgekehrten Geschlechterrollen. Statt-
dessen betonten die Gegner mit starken symbolhaften Darstellungen die Verletzung 
der Mutterpflichten durch politisierende Frauen – eine bereits erwähnte Argumen-
tationsfigur. Zudem rückte auch das Argument in den Vordergrund, das Stimm-
recht würde die Familie entzweien. Eine eigenständige weibliche Meinung schien 
mit dem geltenden Familienmodell nicht kompatibel. 

Mit solchen Widerständen konfrontiert, bemühte sich die Stimmrechtsbewe-
gung, den Befürchtungen durch diskursive Zurückhaltung Rechnung zu tragen, wie 
ihre Argumentationsweise zeigt. Entsprechend verwendeten die Aktivistinnen und 
wenigen Aktivisten, jedenfalls nach dem Zweiten Weltkrieg, nur selten die Seman-
tik von Gleichheit und Rechtsansprüchen. (Abb. 13) 

Stattdessen sprachen die Befürworterinnen und Befürworter des Frauen-
stimmrechts von Gerechtigkeit.57 Auch Hinweise auf einen möglichen Machtver-
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lust der Männer wurden von dieser Seite vermieden. Auf den Plakaten wurde die 
Gewährung des Stimmrechts vielmehr als Zeichen des männlichen Goodwill, ja 
als ‚Geschenk‘ und als Akt der Galanterie und Ritterlichkeit präsentiert, für das die 
Frauen dankbar sein würden. (Abb. 14–16) 

Abb. 14–16: Eidgenössische Abstimmung 1959, von Jürg Spahr (Abb. 14) und Celestino Piatti 
(Abb. 15), beide Kanton Basel, und Eidgenössische Abstimmung 1971, Kanton Schaffhausen. 
(Abb. 16) Plakatsammlung, Museum für Gestaltung Zürich und Plakatsammlung der Schule 
für Gestaltung Basel 

Gegen das hierarchische Familienmodell setzten die Befürworterinnen und Befür-
worter das partnerschaftliche. Mann und Frau arbeiten zusammen auf dem Feld, 
Mann und Frau gehen zusammen abstimmen. Hingegen finden sich fast keine indi-
viduellen visuellen Repräsentationen der „Stimmbürgerin“. Die Frau als autonomes 
und aktives politisches Subjekt, als eigenständige Staatsbürgerin zu denken machte 
offenbar Schwierigkeiten. Die zwei Ausnahmen, die ich gefunden habe, stammen 
beide von der Partei der Arbeit. (Abb. 17 und 18)



34 ÖZG 26 | 2015 | 2

Abb. 18: Das Plakat zur ersten eidgenössischen Abstimmung 1959 zeigt nicht nur eine moderne, 
androgyn wirkende Frau, es verweist auch auf das Frauenstimmrecht als ein „Recht“. (Biblio-
thèque de Genève)

Abb. 17: Die Frau auf dem Plakat der baselstädtischen Partei der Arbeit (Kommunistische Par-
tei) zur Abstimmung von 1946 stammt vom Plakat zum Film „S’Vreneli am Thunersee“ (1936). 
Es handelt sich um Lotti Geissler, die 1947 Friedrich Dürrenmatt heiratete. Ironischerweise für 
die als Umsturzpartei verfemte PdA und das als modern-urban geltende Frauenstimmrecht, 
aber hier kaum sichtbar, trägt sie eine Tracht. (Hermann Eidenbenz, Graphische Sammlung, 
Schweizerische Nationalbibliothek, Bern)
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7. Das Spiel der politischen Strategien 

Zuletzt schlage ich eine Interpretation vor, die sich auf das Schweizer Konkordanz-
system bezieht und sich nicht direkt aus schriftlichen oder visuellen Quellen bele-
gen lässt. Der Begriff „Konkordanz“ bezeichnet den sich in der Zwischenkriegszeit 
formierenden politischen Entscheidungsmechanismus, der nicht auf dem Mehr-
heitsprinzip basierte, sondern auf gütlichem Einvernehmen und breit abgestützten 
Kompromisslösungen zwischen den politischen Kräften.58 Markantester Bestand-
teil der Konkordanz war die sich seit 1891 mit dem Eintritt eines ersten katholisch-
konservativen Parteivertreters allmählich formierende Mehrparteienkoalition auf 
Regierungsebene. Sie fand 1959 mit der Bildung einer Allparteienregierung ihren 
Abschluss, als auch der Sozialdemokratie eine Regierungsvertretung eingeräumt 
wurde, die annähernd im Verhältnis zu ihrer Parteienstärke stand. Bis 1943 war die 
Sozialdemokratische Partei im Schweizerischen Bundesrat nicht vertreten, obschon 
sie 1928 (nach der Einführung des Proporzsystems 1919) zur wählerstärksten Par-
tei geworden war und seither auch eine Regierungsbeteiligung befürwortet hatte. 

Die Freisinnig-Demokratische Partei spielte historisch im politischen System der 
Schweiz die zentrale Rolle. Auf nationaler Ebene hatte die Partei des Liberalismus 
von 1848 bis zur Mitte des 20. Jahrhunderts eine hegemoniale Regierungsposition 
inne, trotz der sukzessiven Abgabe von Regierungssitzen an andere Parteien, die 
allerdings bis 1943 alle bürgerlich waren. Erst 1959, mit der so genannten ‚Zauber-
formel‘, die eine proportionale Regierungsvertretung aller vier großen Parteien fest-
legte, verlor sie die Mehrheit im Schweizer Bundesrat. 

Der Freisinn – so die übliche Kurzbezeichnung – hätte es somit prinzipiell in 
der Hand gehabt, immer wieder Gesetzesvorschläge zur Einführung des Frauen-
stimmrechts ins Parlament zu bringen. Zusammen mit den Sozialdemokraten und 
dem Landesring der Unabhängigen als parlamentarische und für Erstere ab 1943 
auch als gouvernementale Allianzpartner hätten dafür vermutlich sogar Erfolgs-
chancen bestanden. Beide Parteien befürworteten das Frauenstimmrecht program-
matisch. Die freisinnigen Eliten, die individuell dem Frauenstimmrecht gegenüber 
offener waren als die Mehrheit der Vertreter der anderen bürgerlichen Parteien und 
in vielen Fällen den Frauenrechtlerinnen familiär nahe standen, nutzten jedoch die-
sen politischen Handlungsspielraum, so meine Interpretation, aus machtpolitischen 
Überlegungen nicht. Eine Vorlage zugunsten des Frauenstimmrechts hätte nämlich 
die Stabilität der bürgerlichen Mehrheit gefährdet. 

Nach dem Generalstreik des November 1918, der in seinem Neun-Punkte-Pro-
gramm die Forderung des Frauenstimmrechts erhob, gab es ein kleines Zeitfenster 
für ein neues politisches Kräfteverhältnis und eine neue Konfigurierung der Demo-
kratie. Mit der Proporzeinführung erwog die Freisinnig-Demokratische Partei erst-
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mals die Einbindung der Sozialdemokraten in die Regierungsverantwortung, ver-
warf aber dann die Idee zugunsten der Wahl eines zweiten Vertreters der Katho-
lisch-konservativen Partei. Auch als sich 1928 die Frage einer sozialdemokratischen 
Regierungsbeteiligung erneut stellte, optierte der Freisinn weiterhin für eine rein 
bürgerliche Regierungskoalition, diesmal um die Bauern-, Gewerbe- und Bürgerpar-
tei (BGB) erweitert. Die Sicherung der bürgerlichen gouvernementalen Mehrheit im 
so genannten Bürgerblock hatte jedoch einen geschlechterpolitischen Neben effekt. 
Sie machte es unmöglich, eine Vorlage zu Gunsten des Frauenstimmrechts einzu-
bringen, ohne die beiden konservativen Koalitionspartner der Katholisch-Konser-
vativen und der BGB vor den Kopf zu stoßen. Denn die beiden Parteien und ihr 
Wählermilieu waren resolute Gegner des Frauenstimmrechts. Die Ende 1918 von 
Nationalrat Emil Göttisheim, einem Vertreter aus den eigenen Reihen, eingebrachte 
Motion59 zur Einführung des Frauenstimmrechts versenkte der Bundesrat, in dem 
der Freisinn mit sechs von sieben Sitzen die absolute Mehrheit besaß, sang- und 
klanglos. Aus dieser Perspektive müssen die Schweizerinnen als Opfer des allseits 
viel gelobten Konkordanzsystems bezeichnet werden.60 

8. Fazit

Erst als Ende der 1960er Jahre das Narrativ der „Musterdemokratie“ angesichts der 
fehlenden Menschenrechtskompatibilität der Schweizer Rechtsnormen, des sozio-
kulturellen Wandels und nicht zuletzt der neuen radikalen Mobilisierungsformen 
der Neuen Frauenbewegung endgültig jede Glaubwürdigkeit verloren hatte, wurde 
den Frauen die Tür zum Parlament geöffnet.61 Aus heutiger Sicht mögen die langjäh-
rigen Auseinandersetzungen um diesen vermeintlich selbstverständlichen demokra-
tischen Schritt erstaunen. Die Geschichte des Schweizer „Sonderfalls“ weist jedoch 
besonders deutlich darauf hin, dass die Kategorie Geschlecht keinen Sonderbereich 
der Historiografie darstellt. Ihre analytische Berücksichtigung führt direkt in den 
Kernbereich der „allgemeinen Geschichte“, in die politische Geschichte. In unserem 
Zusammenhang, der Geschichte des weiblichen Zugangs zu den politischen Rech-
ten, ermöglicht sie neue Einsichten in die Logik der politischen Rechte und Funkti-
onsmechanismen der Demokratie. Sie verweist auf die Historizität der Demokratie 
und auf deren Definition und Ausformung als umkämpftes politisches Terrain. Sie 
generiert neue Erkenntnisse zur Nutzung politischer Handlungsspielräume und zur 
Bildung strategischer Allianzen. Und nicht zuletzt vermag sie ein neues Schlaglicht 
auf die politischen Praktiken des „Souveräns“ zu werfen. Es ist aber nicht nur die 
so genannte allgemeine Geschichte, die ihre lange ignorierte Geschlechter dimen-
sion zurückerhält. Auch die Geschlechtergeschichte gewinnt eine allgemeine politi-
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sche Dimension. Denn die ungewöhnliche Dauer des weiblichen Ausschlusses vom 
Stimm- und Wahlrecht ist nicht allein auf Misogynie und Antifeminismus zurück-
zuführen. Sie beruhte auf einer Kombination von strukturellen und kulturellen, 
lebensweltlichen und symbolischen Faktoren, deren spezifisches Zusammenspiel 
bis 1971 einen gleichstellungspolitischen Wandel verhinderte, der in den anderen 
Ländern zum Teil bedeutend früher geschah. Ex negativo zeigt sich schließlich, dass 
auch die Geschichte der Geschlechterordnung eine Geschichte historischer Kontin-
genz sein kann. Denn in der Schweiz fehlten über weite Teile des 20. Jahrhunderts 
Ereignisse und politische Brüche, die neue politische Konfigurationen und eine 
Neukonzeption der Demokratie erforderlich gemacht hätten. Im Gegenteil konzi-
pierte sich die Schweiz zusehends als Sonderfall, als Land, das dank seiner Instituti-
onen direkte (Männer-)Demokratie, Neutralität, Föderalismus und Armee die bei-
den Weltkriege (und zwar insbesondere den Zweiten Weltkrieg) unbeschadet über-
lebt hatte. Diesen wurde im Vergleich zu ausländischem nationalem und internati-
onalem Recht ein inkommensurabler multipler Mehrwert zugeschrieben, der eine 
Änderung als unnötig erscheinen ließ und die Bewahrung der exklusiv männlichen 
Demokratie zu einer nationalen Souveränitätsfrage erhob. 
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